
Zeitschrift: Widerspruch : Beiträge zu sozialistischer Politik

Herausgeber: Widerspruch

Band: 33 (2014)

Heft: 64

Vorwort: Editorial

Autor: [s.n.]

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 24.05.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Editorial

«Der Hunger zsf ein organisiertes l/eri;rec/ien.»
Jean Ziegler

Gemäss den UN-Millenniumszielen sollte bis 2015 die Zahl der Menschen,
die hungern müssen, halbiert werden. Dieses Ziel wird nicht erreicht werden.
Dabei «könnte die Weltlandwirtschaft problemlos 12 Milliarden Menschen
ernähren. Das heisst, ein Kind, das heute an Hunger stirbt, wird ermordet»,
hält Jean Ziegler, ehemaliger UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf
Nahrung, fest. Ist Hunger also das Resultat eines Verteilungsproblems?

Mehrere Artikel dieser Nummer analysieren die Nahrungsmittelpro-
duktion aus unterschiedlicher, lokaler, regionaler und globaler Perspekti-
ve und machen deutlich, dass andere Faktoren die Ernährungssituation
viel entscheidender beeinflussen. Zentraler Punkt ist die Enteignung der
kleinbäuerlichen Produzentinnen von ihren Produktionsmitteln und die
Herausbildung eines Oligopols von einigen wenigen multinationalen Ag-
rarkonzernen. Abgesichert durch Freihandelsverträge, WTO-Bestimmun-
gen und Patentrechte haben sie ihre Marktmacht kontinuierlich ausgebaut
und kontrollieren heute vom Saatgut bis zum Konsum die ganze Kette der
Nahrungsmittelproduktion. Wie zu Zeiten der Grünen Revolution ab den
1960er-Jahren versprechen die Agrokonzerne, mit ihrer hoch entwickelten
Technologie den Hunger zu beseitigen. Real geht es ihnen ums Agrobusi-
ness, das zeigt ihr Bestreben, weltweit auch die Ressource Boden in ihren
Besitz zu bringen (land grabbing) und die Kontrolle über die Bioressour-
cen zu erlangen (Biopiraterie). Die Nahrungsmittelproduktion ist zum lu-
krativen Investitionsobjekt geworden, mit dem zunehmend spekuliert
wird. Mit ihrer Volksinitiative «Keine Spekulation mit Nahrungsmitteln»,
die im März 2013 eingereicht wurde, sagen die Jungsozialistlnnen deshalb
dem «Geschäft mit dem Hunger» von Schweizer Banken und hier domizi-
Herten Rohstoffhändlern den Kampf an.

Nur ein Bruch mit der agroindustriellen Entwicklung kann das Hunger-
problem letztlich lösen und der zunehmenden Zerstörung von Umwelt
und Biodiversität durch Gifte und Gentechnologie Einhalt gebieten. In
diesem Zusammenhang greifen verschiedene Beiträge in diesem Heft auf
das politische Konzept der Ernährungssouveränität - von La Via Campesi-
na, der globalen Bewegung von Kleinbäuerinnen, Landarbeiterinnen und
Landlosen 1996 lanciert - zurück. Demnach soll Nahrung in Selbstbstim-

mung auf nachhaltige Weise primär für die lokale und regionale Bevölke-

rung (Subsistenz) produziert werden. «Die Landwirtschaft ist nicht ein-
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fach eine wirtschaftliche Tätigkeit, sondern aufs Engste mit dem Leben
und Überleben auf der Erde verknüpft.» (La Via Campesina)

Ernährungssouveränität wird inzwischen von einem breiten politischen
Spektrum eingefordert. Das schweizerische Landwirtschaftsgesetz nimmt
genauso darauf Bezug wie die im Februar lancierte Initiative «Für Ernäh-
rungssicherheit» des Schweizer Bauernverbandes (SBV). Dabei steht aller-
dings die «einheimische Produktion» im Vordergrund, eine protektionisti-
sehe Einschränkung des Konzepts, das vielmehr in erweitertem Sinne als

«kooperative Ernahrungssouveränität» (Bürgi) verstanden werden muss.
Vor kurzem hat die Grüne Partei der Schweiz ihre «Volksinitiative für

nachhaltig produzierte Lebensmittel» lanciert, um mittels Importrichtli-
nien die sozial- und umweltverträgliche Produktion im In- und Ausland
zu fördern. Ein Unterfangen, das sich angesichts des sich abzeichnenden
nordatlantischen Abkommens über Handel und Investitionen (TTIP) zwi-
sehen der EU und den USA als schwierig herausstellen könnte, dürfte es für
die Schweiz doch schwierig werden, eine autonome Landwirtschaftspoli-
tik zu betreiben.

Die UNO hat 2014 zum «Jahr der bäuerlichen Familienbetriebe» erklärt:
«Ziel ist es, das internationale Bewusstsein für landwirtschaftliche Klein-
und Familienbetriebe zu stärken und Kleinbäuerinnen und Kleinbauern
bei ihrem Beitrag zur Reduktion von Hunger und Armut zu unterstützen.»
Seit dem Weltagrarbericht von 2008 ist bekannt, dass die Produktivität der
kleinbäuerlichen Landwirtschaft deutlich höher ist als die agroindustriel-
le Produktion. Ausserdem schafft sie viel mehr Arbeitsplätze. Trotz diesen
Kenntnissen und entgegen den Zielen des UNO-Jahrs geht die Landwirt-
schaftspolitik in der Schweiz und in Europa (GAP) permanent in Richtung
Konzentration der Produktion in mechanisierten Grossbetrieben. Täglich
müssen Bauernhöfe aufgegeben werden, obwohl Bauer und Bäuerin - oft
in einer Care-Doppelbelastung - sich bis zum Äussersten abrackern. Die
Aufsätze im ersten Teil unseres Themenschwerpunkts belegen diese Prob-
lerne auf eindrückliche Weise.

Ernährungssouveränität hat längst auf die Städte übergegriffen. Ob da-
bei das Urban Gardening neue Perspektiven eröffnet, hängt wesentlich
davon ab, inwiefern es gelingt, solche neue Formen der Nahrungsmittel-
Produktion in einen weiteren gesellschaftlichen Kontext einzubeziehen.
Letztlich können Hunger und Unterernährung nur durch eine doppelte
Demokratisierung (Rist) des globalen Ernährungssystems überwunden
werden: durch eine partizipative, demokratische Mitbestimmung über
die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Nahrungs-
mittelproduktion.

Im Februar 2014, die Redaktion
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